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VORSCHLAG FÜR EINEN BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

über den Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Mario Borghezio
(2006/2151(IMM))

Das Europäische Parlament,

– befasst mit einem von Mario Borghezio mit Schreiben vom 23. Mai 2006 übermittelten 
und am 1. Juni 2006 im Plenum bekannt gegebenen Antrag auf Schutz seiner Immunität,

– nach Anhörung von Mario Borghezio gemäß Artikel 7 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung,

– gestützt auf Artikel 9 und 10 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 und Artikel 6 Absatz 2 des Aktes vom 
20. September 1976 zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments,

– in Kenntnis der Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Mai 
1964 und vom 10. Juli 19861,

– in Kenntnis von Artikel 68 der Verfassung der Italienischen Republik,

– gestützt auf Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 7 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses (A6-0329/2006),

1. beschließt, die Immunität und die Vorrechte von Mario Borghezio nicht zu schützen;

1 Rechtssache 101/63, Wagner/Fohrmann und Krier, Slg. 1964, S. 419, und Rechtssache 149/85, Wybot/Faure 
und andere, Slg. 1986, S. 2403.



PE 378.650v02-00 4/10 RR\378650DE.doc

DE

BEGRÜNDUNG

I. SACHVERHALT

Mit Schreiben vom 7. Juni 2006 übermittelte der Präsident des Europäischen Parlaments dem 
Rechtsausschuss gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Geschäftsordnung ein Schreiben des Mitglieds 
des europäischen Parlaments, Herrn Mario Borghezio, mit dem dieser die Verteidigung seiner 
Immunität beantragt. 

Gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Geschäftsordnung hat das Europäische Parlament den Antrag 
während seiner Plenarsitzung vom 1. Juni 2006 zur Kenntnis genommen und ihn an den 
Rechtsausschuss überwiesen.

In seinem Antrag auf Verteidigung seiner Immunität verweist Herr Borghezio, MEP, auf ein 
an ihn gerichtetes Schreiben der Staatsanwaltschaft am Gericht in Mailand über die Einleitung 
eines Strafverfahrens (Artikel 369 und 369 a der italienischen Strafprozessordnung) und über 
den Abschluss der Ermittlungen (Artikel 415 a der Strafprozessordnung). In diesem Schreiben 
wird mitgeteilt, dass die Staatsanwaltschaft Ermittlungen gegen Herrn Borghezio 
durchgeführt hat und dass die Vorermittlungen abgeschlossen sind in Bezug 
auf einen Verstoß gegen Artikel 639 Absatz 2 des Strafgesetzbuches1, da er am 25. Januar 
2005 mit einer Spraydose auf den Bürgersteig vor dem Justizpalast in Mailand die Worte 
„Schande über Forleo“ geschrieben habe.

Der Rechtsausschuss hat in seiner Sitzung vom 12. September 2006 Herrn Borghezio gemäß 

1 Dieser Artikel hat folgenden Wortlaut:

„Art. 639.

VERUNSTALTUNG UND BESCHMUTZUNG VON FREMDEN SACHEN

Wer außer in den Artikel 635 genannten Fällen fremde bewegliche oder unbewegliche Sachen verunstaltet oder 
beschmutzt, wird auf Strafantrag der geschädigten Person mit einer Geldstrafe in Höhe von bis zu 200 000 Lire 
bestraft.

Wird die Tat an Sachen von geschichtlichem oder künstlerischem Interesse an einem beliebigen Ort oder an 
Liegenschaften innerhalb der Grenzen der historischen Zentren begangen, so wird sie von Amts wegen mit 
Freiheitsentzug bis zu einem Jahr oder einer Geldstrafe in Höhe von bis zu 2 Millionen Lire bestraft. (1)

----------

(1) Absatz durch Artikel 13 Absatz 2 des Gesetzes vom 8.10.1997 Nr. 352 hinzugefügt.

Art. 639 a.

FÄLLE, IN DENEN DIE VERFOLGBARKEIT AUF STRAFANTRAG AUSGESCHLOSSEN IST

In den in den Artikeln 631, 632, 633 und 636 genannten Fällen wird von Amts wegen ermittelt, wenn es sich um 
öffentliche oder zur öffentlichen Verwendung vorgesehene Gewässer, Gelände, Liegenschaften oder Gebäude 
handelt.“
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Artikel 7 Absatz 3 der Geschäftsordnung gehört. Herr Borghezio hat sich insbesondere darauf 
berufen, er habe während einer Demonstration aus Anlass des bekannten Urteils zum 
Terrorismus seiner politischen Meinung Ausdruck verliehen, indem er das Wort "Schande" 
mit einer Spraydose, die ihm ein Mitdemonstrant geliehen habe, auf den Bürgersteig 
geschrieben habe. Er habe auf diese Art und Weise lediglich seine Meinung geäußert, nicht 
aber absichtlich eine Sachbeschädigung begangen. Sofern überhaupt ein Schaden an dem 
Bürgersteig entstanden sei, sei dieser vernachlässigbar klein. Der "fumus persecutionis" 
ergebe sich schon daraus, dass eine solche Bagatelle auf die strafrechtliche Ebene gehoben 
werde.

II. TEXTE UND ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN ZUR IMMUNITÄT DER 
MITGLIEDER DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

1. Die Artikel 9 und 10 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 lauten wie folgt:

„9. Wegen einer in Ausübung ihres Amtes erfolgten Äußerung oder Abstimmung 
dürfen Mitglieder des Europäischen Parlaments weder in ein 
Ermittlungsverfahren verwickelt noch festgenommen oder verfolgt werden.

10. Während der Dauer der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments
a. steht seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den 

Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlichkeit zu;

b. können seine Mitglieder im Hoheitsgebiet jedes anderen 
Mitgliedstaates weder festgehalten noch gerichtlich verfolgt werden.

Die Unverletzlichkeit besteht auch während der Reise zum und vom 
Tagungsort des Europäischen Parlaments.

Bei Ergreifung auf frischer Tat kann die Unverletzlichkeit nicht geltend 
gemacht werden; sie steht auch nicht der Befugnis des Europäischen 
Parlaments entgegen, die Unverletzlichkeit eines seiner Mitglieder 
aufzuheben.“

2. In diesem Zusammenhang ist Artikel 68 der Verfassung der Italienischen Republik 
von Bedeutung, der wie folgt lautet:

Art. 68

Die Mitglieder des Parlaments dürfen wegen ihrer Abstimmung oder wegen einer 
Äußerung, die sie in Ausübung ihres Mandats getan haben, nicht zur Verantwortung 
gezogen werden.

Kein Mitglied des Parlaments darf ohne Genehmigung der Kammer, welcher der 
Betroffene angehört, persönlich durchsucht oder einer Haussuchung unterzogen, 
verhaftet oder anderweitig in seiner persönlichen Freiheit beschränkt oder in Haft 
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behalten werden, es sei denn in Vollstreckung einer rechtskräftigen Verurteilung oder 
in den Fällen, in denen der Betroffene bei Tatbegehung ertappt wird und die 
Festnahme in flagranti verbindlich vorgeschrieben ist.

Die Genehmigung der jeweiligen Kammer ist ferner für jede Form des Abhörens oder 
Abfangens von Gesprächen oder Mitteilungen der Parlamentsmitglieder sowie für die 
Beschlagnahme ihrer Korrespondenz erforderlich. 

3. Im Europäischen Parlament unterliegt das Verfahren den Vorschriften der Artikel 6 
und 7 der Geschäftsordnung. Die entsprechenden Bestimmungen dieser Artikel lauten wie 
folgt:

„Artikel 6 Aufhebung der Immunität:
1. Bei der Wahrnehmung seiner Befugnisse hinsichtlich der Vorrechte und 
Immunitäten ist es vorrangiges Ziel des Parlaments, seine Integrität als demokratische 
gesetzgebende Versammlung zu wahren und die Unabhängigkeit seiner Mitglieder bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben sicherzustellen.
(..)
3. Jeder an den Präsidenten gerichtete Antrag eines Mitglieds oder eines ehemaligen 
Mitglieds auf Schutz der Immunität und der Vorrechte wird dem Plenum mitgeteilt und 
an den zuständigen Ausschuss überwiesen.
(...)“

„Artikel 7 Immunitätsverfahren:
1. Der zuständige Ausschuss prüft die Anträge auf Aufhebung der Immunität oder auf 
Schutz der Immunität und der Vorrechte unverzüglich und in der Reihenfolge ihres 
Eingangs.
2. Der Ausschuss unterbreitet einen Vorschlag für einen Beschluss, der sich darauf 
beschränkt, die Annahme oder Ablehnung des Antrags auf Aufhebung der Immunität 
oder auf Schutz der Immunität und der Vorrechte zu empfehlen.
3. Der Ausschuss kann die betreffende Behörde um jede Information oder Auskunft 
ersuchen, die er für erforderlich hält, um sich eine Meinung darüber bilden zu können, 
ob die Immunität aufzuheben oder zu verteidigen ist. Das betreffende Mitglied erhält 
die Möglichkeit, gehört zu werden. Das Mitglied kann alle Schriftstücke vorlegen, die 
ihm in diesem Zusammenhang zweckmäßig erscheinen. Es kann sich durch ein 
anderes Mitglied vertreten lassen.
(...)
6. In Fällen des Schutzes eines Vorrechts oder der Immunität prüft der Ausschuss, 
inwieweit die Umstände eine verwaltungstechnische oder sonstige Beschränkung der 
Bewegungsfreiheit der Mitglieder bei der An- oder Abreise zum bzw. vom Tagungsort 
des Parlaments oder bei der Abgabe einer Meinung oder einer Abstimmung im 
Rahmen der Ausübung des Mandats darstellen oder unter die Aspekte von Artikel 10 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen fallen, die nicht einzelstaatlichem 
Recht unterliegen, und unterbreitet einen Vorschlag, um die betreffende Behörde zu 
ersuchen, die erforderlichen Schlussfolgerungen zu ziehen.
7. Der Ausschuss kann eine mit Gründen versehene Stellungnahme zur Zuständigkeit 
der betreffenden Behörde und zur Zulässigkeit des Antrags abgeben, doch äußert er 
sich in keinem Fall zur Schuld oder Nichtschuld des Mitglieds bzw. zur 
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Zweckmäßigkeit einer Strafverfolgung der dem Mitglied zugeschriebenen Äußerungen 
oder Tätigkeiten, selbst wenn er durch die Prüfung des Antrags umfassende Kenntnis 
von dem zugrunde liegenden Sachverhalt erlangt.
(...)“

4. Seit seiner ersten fünfjährigen Wahlperiode haben sich im Europäischen Parlament in 
der Praxis bestimmte allgemeine Grundsätze entwickelt, die mit der im Rahmen der Sitzung 
vom 10. März 1987 angenommenen Entschließung1 auf der Grundlage des Berichts von Herrn 
Donnez über den Entwurf eines Protokolls zur Revision des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 hinsichtlich der Mitglieder 
des Europäischen Parlaments endgültig anerkannt worden sind (Dok. A2-0121/86). Es 
erscheint sinnvoll, an einige dieser Grundsätze zu erinnern, die im vorliegenden Fall von 
Belang sind:

Zweck der parlamentarischen Immunität

Die parlamentarische Immunität ist kein Privileg der einzelnen Mitglieder des Parlaments, 
sondern die Garantie für die Unabhängigkeit des Parlaments und seiner Mitglieder von den 
anderen Gewalten. Aus diesem Grundsatz folgt, dass es nicht auf den Zeitpunkt des zur Last 
gelegten Tatbestands ankommt, der vor oder nach der Wahl des Abgeordneten liegen kann, 
sondern dass einzig und allein der Schutz der parlamentarischen Institution über den Schutz 
ihrer Mitglieder zu berücksichtigen ist.

Die Unabhängigkeit der europäischen parlamentarischen Immunität von der nationalen 
parlamentarischen Immunität

Der Umstand, dass Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften auf die Immunität verweist, die den 
Mitgliedern der nationalen Parlamente zusteht, bedeutet nicht, dass sich das Europäische 
Parlament nicht eigene Regeln für die Aufhebung der parlamentarischen Immunität schaffen 
kann.

Die Beschlüsse des Parlaments haben zur Entstehung eines kohärenten Begriffs von der 
europäischen parlamentarischen Immunität geführt, der grundsätzlich unabhängig von den in 
den nationalen Parlamenten praktizierten Regeln ist. Damit wird eine unterschiedliche 
Behandlung der Mitglieder aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit verhindert. Auf diese Weise 
wird zwar die Immunität nach einzelstaatlichem Recht berücksichtigt, doch für die 
Entscheidung, ob die Immunität eines Mitglieds aufgehoben wird, wendet das Europäische 
Parlament seine eigenen konsistenten Grundsätze an.

Die parlamentarische Immunität dient dazu, die Meinungsfreiheit und die Freiheit der 
politischen Debatte der Mitglieder zu schützen. Deshalb hat der zuständige Ausschuss des 
Parlaments stets die Auffassung vertreten, dass es ein Grundsatz ist, dass in keinem Falle eine 
Aufhebung der Immunität erfolgt, wenn die einem Abgeordneten zur Last gelegten 
Handlungen zu seiner politischen Tätigkeit gehören bzw. in einem unmittelbaren 

1 ABl. C 99 vom 13.4.1987, S. 44.
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Zusammenhang damit stehen. 

Dazu gehören beispielsweise Meinungsäußerungen, bei denen davon ausgegangen wird, dass 
sie zur politischen Tätigkeit eines Abgeordneten gehören, beispielsweise auf 
Demonstrationen, bei öffentlichen Zusammenkünften, in politischen Veröffentlichungen, in 
der Presse, in einem Buch, im Fernsehen, durch Unterzeichnung einer politischen 
Abhandlung oder auch vor einem Gericht erfolgen.

Zu diesem Grundsatz kommen noch andere Überlegungen hinzu, die gegen bzw. für die 
Aufhebung der Immunität sprechen, insbesondere im Zusammenhang mit dem „fumus 
persecutionis“, d. h. der Vermutung, dass dem strafrechtlichen Vorgehen die Absicht 
zugrunde liegt, der politischen Tätigkeit des Abgeordneten zu schaden. Gemäß der Definition 
in der Begründung des Berichts Donnez bedeutet das Konzept des „fumus persecutionis“ im 
Wesentlichen, dass die Immunität nicht aufgehoben wird, wenn die Vermutung besteht, dass 
dem strafrechtlichen Vorgehen die Absicht zugrunde liegt, der politischen Tätigkeit des 
Abgeordneten zu schaden. 

Wenn beispielsweise durch einen politischen Gegner ein gerichtliches Verfahren angestrengt 
wird, so wird, solange nicht das Gegenteil bewiesen ist, die Immunität nicht aufgehoben, 
wenn die Klage dahingehend zu bewerten ist, dass sie dem betreffenden Mitglied schaden 
soll, statt Wiedergutmachung für entstandenen Schaden zu erlangen. Ebenso wird die 
Immunität auch nicht aufgehoben, wenn ein gerichtliches Verfahren unter Umständen 
angestrengt wird, die nahe legen, dass es allein deshalb eingeleitet wurde, um dem 
betreffenden Mitglied zu schaden.

III. BEGRÜNDUNG DES VORSCHLAGS FÜR EINEN BESCHLUSS

Der Rechtsausschuss hat die Artikel 9 und 10 des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen, die Anwendung finden können, eingehend erörtert.

Der Ausschuss hat zunächst untersucht, ob Artikel 9 des Protokolls einschlägig ist.
Nach Artikel 9 geht es um die absolute Immunität eines Abgeordneten wegen einer 
Meinungsäußerung in Ausübung seines Amtes. Herr Borghezio hat sich darauf berufen, dass 
er mit dem Aufsprühen des Wortes "Schande" auf den Bürgersteig vor dem Justizpalast seine 
Meinung zum Ausdruck gebracht hat, die mit seinem Amt als Mitglied des europäischen 
Parlaments in Zusammenhang stehe. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die Herrn 
Borghezio zur Last gelegte Straftat den Straftatbestand der Sachbeschädigung betrifft, der in 
der Variante des Absatzes 2 von Artikel 639 des italienischen Strafgesetzbuches ein 
Offizialdelikt ist und mit einer Strafandrohung von Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bzw. 
Geldstrafe bewehrt ist. Das Aufsprühen eines Textes mit einer Spraydose mag zwar auch eine 
Meinungsäußerung sein, vorliegend geht es aber gerade nicht um die Meinungsäußerung 
selbst, sondern um die reine Sachbeschädigung, die das Spray auf dem Bürgersteig verursacht 
hat. Es handelt sich also um die Begleitumstände dieser Meinungsäußerung, die 
möglicherweise eine Sachbeschädigung zur Folge hatten. 

Was die Anwendung von Artikel 10 Buchstabe a des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen betrifft, so erscheint es nicht gerechtfertigt, einen Fall von "fumus persecutionis" 
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anzunehmen. 

Es gibt keine Anhaltspunkte aus denen sich schließen ließe, dass der gegen Herrn Borghezio 
erhobene Vorwurf darauf abzielte, seiner politischen Tätigkeit als Abgeordneter des 
Europäischen Parlaments zu schaden. Es kann davon ausgegangen werden, dass die 
Sprayaktion irgendeines anderen italienischen Bürgers unter vergleichbaren Umständen 
ebenso verfolgt würde. Auch sind keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass eine reine 
Bagatelle auf die Ebene des Strafrechts gehoben würde. 

2. Nach Artikel 7 Absatz 2 der Geschäftsordnung wird im Vorschlag für einen Beschluss des 
Ausschusses lediglich die Annahme oder Ablehnung des Antrags auf Schutz der Immunität 
und der Vorrechte empfohlen. 

IV. SCHLUSSFOLGERUNGEN

Auf der Grundlage obiger Überlegungen empfiehlt der Rechtsausschuss nach Prüfung 
der Argumente für und gegen den Schutz der Immunität, den Antrag auf Schutz der 
Immunität von Herrn Borghezio abzulehnen. 
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VERFAHREN
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